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24. Lastenausgleichs-Änderungsgesetz 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Während nach dem geltenden Lastenausgleichsgesetz die 
bedeutsamere Vermögensabgabe 1979 und die Kreditgewinn- 
abgabe bereits 1974 auslaufen, würde ein kleinerer Teil der 
Schuldner von Hypothekengewinnabgabe noch Jahrzehnte dar- 
über hinaus Abgaben zu entrichten haben. Deshalb müßte für 
ein relativ unbedeutendes Aufkommen ein unverhältnismäßiger 
Verwaltungsapparat aufrechterhalten bleiben. Außerdem be- 
steht, insbesondere für den Wohnungsbau und die Landwirt- 
schaft, nach wie vor ein Bedarf an Aufbaudarlehen. 


B. Lösung 

Die Hypothekengewinnabgabe wird hinsichtlich der Fälligkei- 
ten der Raten so abgekürzt, daß die Abgabe bis Ende 1979 
erbracht ist, dabei wird ein günstiger Abzinsungssatz von 
9,5 v.H. zugrunde gelegt. Gleichwohl möglichen Härten wird 
besonders Rechnung getragen. Mittel zur Gewährung von Auf- 
baudarlehen werden auch für die Jahre 1972 bis 1974 vorge- 
sehen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Einnahmen des Lastenausgleichsfonds von etwa 120 Millionen 
DM werden vorverlagert; Abzinsung und Härteklauseln führen 
zu einer teilweisen Minderung. 

Durch die Verlängerung der Aufbaudarlehensregelung ent- 
stehen dem Ausgleichsfonds entsprechende Zinsbelastungen, 
da er genötigt ist, die erforderlichen 300 Millionen DM zur 
Vorfinanzierung aufzunehmen. 
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A. Bericht der Abgeordneten Freiherr von Fircks und Hofmann 


1. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung mit Datum vom 
4. Oktober 1971 eingebrachte Gesetzentwurf wurde 
vom Deutschen Bundestag in erster Beratung in der 
146. Sitzung am 22. Oktober 1971 dem Innenaus- 
schuß federführend, dem Finanz- und dem Ilaus- 
haltsausschuß mitberatend überwiesen. Der fnnen- 
ausschuß hat seine Beratungen in der Sitzung am 
8. Dezember 1971 abgeschlossen. Der Finanzaus- 
schuß hat ebenfalls in seiner Sitzung am 8. Dezem- 
ber 1971 den Beschlüssen des Innenausschusses zu- 
gestimmt. Die Stellungnahme des mitberatenden 
Haushaltsausschusses wird nachgetragen. 


IL Grundsätzliches 

Der Lastenausgleichsfonds als Sondervermögen 
des Bundes wird überwiegend aus den Aufkommen 
aus der Ausgleichsabgabe finanziert, zu der neben 
der Vermögensabgabe die Kreditgewinnabgabe und 
die Hypothekengewinnabgabe gehören. Während 
die Vermögensabgabe 1979 und die Kreditgewinn- 
abgabe 1974 auslaufen, richtet sich die Laufzeit der 
Hypothekengewinnabgabe nach den Bedingungen 
der zugrunde liegenden Reichsmark-Verbindlichkei- 
ten, aus deren Umstellung die Hypothekengewinn- 
abgabe entstanden ist. Ein Teil der Hypotheken- 
gewinnabgabe hat somit eine Laufzeit über das 
Jahr 1979 hinaus. Da für dieses verhältnismäßig 
geringe Aufkommen die Beibehaltung des bisheri- 
gen Verwaltungsapparates notwendig wäre, ist an- 


zustreben, die genannten Ausgleichsabgaben etwa 
zur gleichen Zeit auslaufen zu lassen. Der Gesetz- 
entwurf sieht deshalb vor, den Teil der Abgabe- 
schuld, der nach geltendem Recht nach 1979 zu er- 
bringen wäre, durch sogenannte Abkürzungszu- 
schläge in der Zeit vom 1. Juli 1972 bis zum 31. De- 
zember 1979 vorzeitig zu erheben. Bei der Berech- 
nung des Abkürzungszuschlages wird ein Abzin- 
sungssatz von 9,5 V. H. zugrunde gelegt. 


III. Zu den Einzelvorschriften 

Soweit der Ausschuß den Gesetzentwurf unver- 
ändert übernommen hat, wird auf die Begründung 
des Entwurfs — Drucksache \l/2664 — verwiesen. 

Zu Artikel 1 (Einleitungssatz) 

Die redaktionelle Änderung wurde notwendig, 
da das Lastenau.sgleichsgesetz seit der Beschlußfas- 
sung der Bundesregierung über den vorliegenden 
Entw^urf erneut geändert worden ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b 

§ 129 Abs. 7 LAG regelt die Reihenfolge des Er- 
lasses von Zins- und Tilgungsleistungen. Für Ab- 
gabeschulden, die nach Art einer Rentenverbind- 
lichkeit zu bedienen sind, bestimmt Satz 4 a. a. O., 
daß sämtliche Leistungen wie Zinsen behandelt 
werden. § 129 Abs. 7 Satz 4 LAG beinhaltet dem- 
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nach eine gesetzliche Fiktion, die durch die Bestim- 
mung in § 199 c Abs. 3 des Entwurfs nicht berührt 
wird. Der in Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b des Ent- 
wurfs vorgesehene Vorbehalt ist deshalb nicht ge- 
rechtfertigt. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 199 c Abs. 2 Nr, 2) 

Die in § 199 c Abs. 2 Nr. 2 des Entwurfs vorge- 
sehene Teilung des Ablösungsbetrags durch die 
Zahl 21.7889 — dies ist der aus der maßgebenden 
Tabelle entnommene Vervielfältiger für die im Re- 
gelfall vom 1. vTuli 1972 bis zum 31. Dezember 1979 
fälligen 30 Vierteljahresraten — führt in den Aus- 
nahmefällen, in denen die laufenden Leistungen auf 
die Abgabeschuld nur einmal jährlich zu erbringen 
sind, zu einem falschen Ergebnis. Da die Laufzeit- 
abkürzung — abweichend von dem ursprünglich ins 
Auge gefaßten Zeitpunkt 1. Januar 1972 — nach 
dem Entwurf am 1. Juli 1972 wirksam werden soll, 
würden bei jährlicher Zahlungsweise nicht 30, son- 
dern 28 oder 32 Vierteljahresraten der Berechnung 
des Ablösungsbetrages zugrunde liegen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 199 c Abs. 7) 

Bei Abgabeschulden nach Art einer Abzahlungs- 
oder Fälligkeitshypothek, gelegentlich aber auch bei 
Abgabeschulden nach Art einer Tilgungshypothek, 


sind Zinsen und Tilgungen in unterschiedlicher 
Höhe und in unterschiedlichen Zeitabständen zu 
zahlen. Da die Abkürzungszuschläge sinnvoller- 
weise nur den Tilgungsleistungen zuzuschlagen 
sind, muß die Ermächtigung auch Bestimmungen 
über die Erhebung des Abkürzungszuschlags ermög- 
lichen. Außerdem wird der Begriff der Tilgungs- 
hypothek als Abgrenzungsmerkmal beseitigt. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

Der Ausschuß folgte einem von den drei Frak- 
tionen unterstützten schriftlich und mündlich gestell- 
ten Antrag der Berichterstatter, erneut für weitere 
drei Jahre Mittel für die Gewährung von Aufbau- 
darlehen vorzusehen, da immer noch Bedarf, vor- 
nehmlich für den Wohnungsbau und die Landwirt- 
schaft, besteht und der Ausgleichsverwaltung auch 
noch zahlreiche Anträge vorliegen. 

Zu Artikel 2 Satz 1 

Die Änderung ist notwendig, da die Verlängerung 
der Aufbaudarlehensregelung mit Wirkung vom 
1. Januar 1972 in Kraft treten soll. 

Zu Artikel 3 

Redaktionelle Änderung. 


Bonn, den 9. Dezember 1971 


Freiherr von Fircks Hofmaim 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2664 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 9. Dezember 1971 

Der Innenausschuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) Freiherr von Fircks Hofmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes (24. ÄndG LAG) 

— Drucksache Vl/2664 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Vierundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(24. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch das 
3. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz vom 27. April 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 361), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 104 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„die nach § 106 zu erbringenden Leistungen" 
die folgenden Worte eingefügt: 

„oder bei Beginn des Wiederaufbaus (der 
Wiederherstellung) nach dem 30. Juni 1972 in 
den Fällen einer Laufzeitabkürzung — die nach 
§ 199 c Abs. 1 Satz 2 zu erbringenden einheit- 
lichen Leistungen". 

2. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der folgende Satz angefügt: 
„Fällige Abkürzungszuschläge nach § 199 c 
bleiben in der Zwangsversteigerung außer 
Betracht." ; 

b) in Absatz 4 werden nach dem Wort „gilt" die 
Worte „vorbehaltlich des § 199 c Abs. 4 
Satz 1" eingefügt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Vierundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(24. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch das 

Finanzanpassungsgesetz vom 30. August 1971 (Bun- 
desgesetzbl. 1. S. 1426), wird wie folgt geändert: 


1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 

3. § 129 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Zitat „(Absatz 10 
sowie § 106 und § 134)" ersetzt durch das 
Zitat „(§§ 106, 134 und 199 c)"; 

b) in Absatz 7 Satz 4 werden nach den Worten 
„so werden" die Worte „vorbehaltlich des 
§ 199 c Abs. 3 Satz 1" eingefügt; 

c) Absatz 10 wird gestrichen. 

4. § 131 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das erste Zitat 
„(§§ 106, 129 Abs. 10 und § 134)" ersetzt 
durch das Zitat „(§§ 106, 134 und 199 c)"; 

b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„§ 129 Abs. 7 bis 9 gilt entsprechend." 

5. In § 132 Abs. 1 Satz 1 wird nach den Worten 
„Fällige Leistungen" das folgende Zitat einge- 
fügt: 

„(§§ 106, 134 und 199c)": 

6. Nach § 199 b wird der folgende § 199 c einge- 
fügt: 

n§ 199 c 

Abkürzung der Laufzeit der am 31. Dezember 
1979 noch nicht getilgten Abgabeschulden der 
Hypothekengewinnabgabe 

(1) Bei Abgabeschulden der Hypotheken- 
gewinnabgabe, die bei Einhaltung der vorge- 
schriebenen Tilgung am 31. Dezember 1979 noch 
nicht getilgt sind und bis zu diesem Zeitpunkt 
auch nicht die Voraussetzungen des § 200 Abs. 3 
in Verbindung mit § 2 der Achtundzwanzigsten 
Durchführungsverordnung über Ausgleichs- 
abgaben nach dem Lastenausgleichsgesetz vom 
13. April 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 332) erfül- 
len, werden die am 31. Dezember 1979 noch 
nicht fälligen Leistungen durch einen Zuschlag 
{Abkürzungszuschlag) zu den in der Zeit vom 
1. Juli 1972 bis zum 31. Dezember 1979 fällig 
werdenden Leistungen erhoben. Die um den 
Abkürzungszuschlag erhöhte Leistung gilt vor- 
behaltlich des § 112 Abs. 1 Satz 2 als einheit- 
liche Leistung. 

(2) Der Abkürzungszuschlag wird wie folgt 
ermittelt: 

1. Es ist der Ablösungsbetrag aller noch nicht 
fälligen Leistungen auf den ersten, dem 
30. Juni 1972 folgenden Fälligkeitstag nach 
§ 199 in Verbindung mit den Vorschriften 
der Ersten Durchfülirungsverordnung über 
Ausgleichsabgaben nach dem Lastenaus- 
gleichsgesotz in der Fassung vom 15. No- 
vember 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 796), je- 
doch unter Anwendung der als Anlage zu 
§ 2 Abs. 1 der Achtundzwanzigsten Durch- 
führungsverordnung über Ausgleichs- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. § 129 wird wie folgt geändert; 
a) unverändert 

Buchstabe b entfällt 

c) unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. Nach § 199 b wird der folgende § 199 c einge- 
fiiqt: 

„§ 199 c 

Abkürzung der Laufzeit der am 31. Dezember 
1979 noch nicht getilgten Abgabeschulden der 
Hypothekengewinnabgabe 

(1) unverändert 


(2) Der Abkürzungszuschlag wird wie folgt 
ermittelt: 

1 . unverändert 
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Entwurf 

abgaben nach dem Lastenausgleichsgesetz 
abgedruckten Tabelle zu errechnen; ein 
Spitzenbetrag im Sinne des § 8 der Ersten 
Durchführungsverordnung über Ausgleichs- 
abgaben nach dem Lastenausgleichsgesetz 
bleibt abweichend von dieser Vorschrift 
außer Ansatz. 

2. Der Ablösungsbetrag nach Nummer 1 wird 
durch die Zahl 21,7889 geteilt. Sofern es sich 
nicht um vierteljährlich zu entrichtende Lei- 
stungen handelt und deshalb bei der Berech- 
nung des Ablösungsbetrages nach Nummer 1 
eine Umrechnung in Vierteljahresraten nach 
§ 4 Abs. 3 der Ersten Durchführungsverord- 
nung über Ausgleichsabgaben nach dem 
Lastenausgleichsgesetz erforderlich war, ist 
das Ergebnis nach Satz 1 entsprechend zu- 
rückzurechnen. 

3. Der Betrag nach Nummer 2 ist um die laufen- 
de Leistung, die ohne eine Abkürzung der 
Laufzeit am ersten, dem 30. Juni 1972 folgen- 
den Fälligkeitstag fällig geworden wäre, zu 
vermindern. Der verbleibende Betrag ist der 
Abkürzungszuschlag. 

(3) Die Zinsanteile der um den Abkürzungs- 
zuschlag verminderten einheitlichen Leistungen 
bleiben unberührt; der Abkürzungszuschlag 
enthält keine Zinsen. 

(4) Nach einer Abkürzung der Laufzeit gilt 
der nach § 199 sich ergebende Ablösungswert 
der einheitlichen Leistung als Wert der Ab- 
gabeschuld. Bei einer Ablösung in Teilen gelten 
die um den Abkürzungszuschlag verminderte 
einheitliche Leistung und der Abkürzungs- 
zuschlag mit demselben Vomhundertsatz als ab- 
gelöst. 

(5) Nach einer Abkürzung der Laufzeit ist 
eine Fälligstellung gemäß § 200 Abs. 3 nicht 
mehr zulässig. 

(6) Über die Abkürzung der Laufzeit ist ein 
Bescheid zu erteilen, auf den die für Steuer- 
bescheide geltenden Vorschriften sowie § 127 
Abs. 1 entsprechende Anwendung finden. 

(7) Durch Rechtsverordnung können Bestim- 
mungen über die Berechnung des Abkürzungs- 
zuschlags in den Fällen getroffen werden, in 
denen die laufenden Leistungen nicht nach Art 
einer T ilgungshypothek zu erbringen sind." 


7. In § 200 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
„können" die Worte „vorbehaltlich des § 199 c 
Abs. 5" eingefügt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


2. Der Ablösungsbetrag nach Nummer 1 wird 
durch den Vervielfältiger der dort bezeich- 
neten Tabelle geteilt, der der Anzahl der in 
der Zeit vom 1. Juli 1972 bis zum 31. Dezem- 
ber 1979 fälligen — gegebenenfalls nach § 4 
Abs. 3 der Ersten Durchführungsverordnung 
über Ausgleichsabgaben nach dem Lasten- 
dusgleichsgesetz umgerechneten — Viertel- 
jahresraten entspricht. Im Falle einer solchen 
Umrechnung ist das Ergebnis nach Satz 1 
entsprechend zurückzurechnen. 

3. unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) Durch Rechtsverordnung können Bestim- 
mungen über die Berechnung und Erhebung des 
yVbkürzungszuschlags in den Fällen getroffen 
werden, in denen Leistungen auf die Abgabe- 
schuld in unterschiedlicher Höhe oder nicht re- 
gelmäßig zu erbringen sind." 


7. unverändert 


8. In § 323 Abs. 1 Satz 4 wird die Jahreszahl „1971 
durch die Jahreszahl „1974" ersetzt. 
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Entwurf 

Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten überleitungsggesetzes. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. 


Artikel 3 

Inkrafttreten 

Artikel 1 Nr. 8 tritt mit Wirkung am 1. Januar 
1972, das Gesetz im übrigen am 1. Juli 1972 in 
Kraft. 
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